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FÖDERALISMUS
IN DER KRISE?
Während der Corona-Pandemie
hat der Bundesrat an Macht gewonnen.
Vor allem in der ersten Phase hatten
die Kantone nur wenig zu sagen. In einer
Artikelserie skizzieren verschiedene
Persönlichkeiten neue Ideen zur
Stärkung von Kantonen und Städten.

nzz.ch/foederalismus

Der Föderalismus muss im Kern gestärkt werden
Mitglieder der Konferenz der Kantonsregierungen rufen dazu auf, Schwachstellen im System zu benennen und gemeinsam auszubessern

CHRISTIAN RATHGEB UND PASCAL BROULIS

Seit bald zwei Jahren arbeiten Bund,
Kantone und Gemeinden im Krisen-
modus. Das Coronavirus durchdringt
den Alltag und die Politik. Die fünfte
Welle führt uns vor Augen, dass die
Krise nicht ausgestanden ist. Eine neue
Virusvariante verstärkt die Unsicher-
heit. Zwar ist die Lage nicht eins zu eins
mit jener im letzten Herbst vergleich-
bar. Trotzdem haben viele ein Déjà-vu-
Gefühl. Nicht nur der Anstieg der Fall-
zahlen, auch die teilweise pauschale Kri-
tik am Föderalismus wiederholt sich.

Das kommt nicht überraschend.Denn
in den letztenWochen konnte wieder der
Eindruck entstehen, Bund und Kantone
würden sich gegenseitig die Verantwor-
tung zuschieben. Öffentlich ausgetra-
gene Meinungsdifferenzen sind dem
Vertrauen in die politische Führung und
derAkzeptanz von Massnahmen abträg-
lich. Vor dem Hintergrund einer zuneh-
menden gesellschaftlichen Polarisierung
sind Bund und Kantone deshalb gefor-
dert, geeint aufzutreten.

In einem aufgeheizten politischen
Klima gerät leicht aus dem Blick, dass
die Kantone und Gemeinden in den ver-
gangenen zwei Jahren enorme Leistun-
gen erbracht haben, um die Epidemie
zu bewältigen. Es sind und waren starke
kantonale und kommunale Strukturen,
die eine rasche und wirksame Umset-
zung der mehrheitlich auf Bundesebene
angeordneten Massnahmen ermöglich-
ten und nach wie vor ermöglichen.

Was sich in der Krise zeigt

Trotzdem ist nicht von der Hand zu
weisen, dass die Zusammenarbeit der
Staatsebenen nicht immer wunsch-
gemäss funktioniert hat. Umso wichtiger
sind eine sorgfältige Evaluation des Kri-
senmanagements und der gemeinsame
politische Wille, Schwachstellen im Sys-
tem klar zu benennen und auszubessern.

Die Konferenz der Kantonsregie-
rungen (KdK) hat bereits im Sommer
2020 mit der Evaluation des Krisen-
managements begonnen und vor bald
einem Jahr einen Zwischenbericht ver-
öffentlicht. Zurzeit bereitet sie einen

Schlussbericht mit konkreten Empfeh-
lungen vor. Dieser wird unter anderem
die Frage der Verantwortlichkeiten und
der Aufgabenteilung in der besonderen
Lage behandeln und einen Vorschlag
formulieren für eine strukturierte, sek-
torübergreifende Gesamtkoordination
auf politischer Ebene.

Wie die gegenwärtige Situation zeigt,
besteht hier Handlungsbedarf. Konkret
sollen die rechtlichen und organisato-
rischen Rahmenbedingungen so opti-
miert werden, dass in künftigen Kri-
senlagen von Beginn weg ein effizien-
tes und flexibles Krisenmanagement
gewährleistet ist.

Derzeit wird leidenschaftlich über den
Föderalismus gestritten. Die Krise wirkt
wie ein Brennglas, unter dem die Vorteile,
aber auch die Schwächen des Systems stär-
ker hervortreten.Dass an Ideen kein Man-
gel herrscht, veranschaulicht die Födera-
lismus-Serie der NZZ.

Uns als Föderalisten in exekutiver
und interkantonalerVerantwortung fällt
auf, dass viele Ideen punktuell bleiben.
Es fehlt ein gesamtheitlicher Blick für
das Zusammenspiel zwischen den Staats-
ebenen sowie unter den Kantonen. Zwi-
schen den Institutionen und Akteuren
bestehen unzählige Interdependenzen,
die sich wie ein dicht gewebtes Netz über
die politische Schweiz legen.

Die Weiterentwicklung dieses Sys-
tems ist eine permanente Aufgabe, und

jede Generation ist aufs Neue heraus-
gefordert, der Entwicklung Sinn und
Richtung zu geben. Man könnte sagen:
Der beste Aggregatzustand des Födera-
lismus ist flüssig. Die Grundprinzipien
bleiben zwar dieselben, doch deren
praktische Ausgestaltung passt sich ste-
tig einer veränderlichen gesellschaft-
lichen und politischen Umgebung an.

Das Festhalten an den Grundprinzi-
pien ist eine zwingende Voraussetzung,
wenn der Föderalismus nicht zu einem
folkloristischen Element einer zentralis-
tischeren Politikgestaltung verkommen
soll. Dazu zählen die Entflechtung der
Aufgaben zwischen Bund und Kantonen
und die Subsidiarität:Staatsaufgaben ver-
bleiben wenn immer möglich in der Ver-
antwortung der tieferen Staatsebene.

Effizient und bürgernah

Zentral sind auch eine gute Balance zwi-
schen Wettbewerb und Solidarität so-
wie die faire Repräsentation der Kan-
tone, der Bevölkerung und der (Sprach-)
Minderheiten im Bund, ungeachtet der
strukturellen Differenzen. Diese Prinzi-
pien sind der Kern des Erfolgsmodells
Schweiz, das sich durch eine effiziente,
bürgernahe Verwaltung und eine hohe
Wettbewerbsfähigkeit im internationa-
len Standortwettbewerb auszeichnet.

Zugleich sind sie der Garant, die
sprachliche, kulturelle und politische

Vielfalt der Schweiz zu integrieren – die
«Vielfalt in der Einheit zu leben», wie es
in der Präambel der Bundesverfassung
heisst. Jedes Reformvorhaben muss sich
an diesem Kern des Föderalismus mes-
sen und zu dessen Stärkung beitragen.

Wie also können wir diese Prinzipien
für die Zukunft stärken? Die seit lan-
gem zu beobachtenden Zentralisierungs-
und Verflechtungstendenzen sind auch
das Resultat gesellschaftlicher und wirt-
schaftlicher Veränderungen. Die Mobi-
lität der Bevölkerung sowie die Ansprü-
che an den Staat und somit der Rege-
lungsbedarf nehmen zu, während das
mit dem Föderalismus eng verbundene
Milizsystem und lokales und regionales
Engagement an Zulauf verlieren.

Regionale Berichterstattung findet
im stark konzentrierten Journalismus
und in den sozialen Netzwerken weni-
ger Raum, was einer Nationalisierung
der Politik und der Zentralisierung wei-
teren Vorschub leistet. Hinzu kommt die
globale Verflechtung, die sich ebenfalls
harmonisierend auswirkt. Denken wir
jüngst an die Vorgaben der Organisation
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (OECD) für eine globale
Mindeststeuer. Diese wirkt sich direkt
auf die Steuerautonomie der Kantone
und den Steuerwettbewerb aus.

Die Herausforderungen sind gross.
Optimistisch stimmen darf,dass es immer
wieder gelungen ist, das System gezielt

weiterzuentwickeln. Ein Beispiel dafür
ist der Finanzausgleich.Diese Reform hat
die Weichen gestellt für den fairen Aus-
gleich zwischen den strukturell unter-
schiedlichen Regionen der Schweiz.

Kreatives Potenzial

Ebenso wichtig war und ist die Aufga-
benteilung: Staatliche Aufgaben sollen
wenn immer möglich einer Staatsebene
zugewiesen werden, um klare Verant-
wortlichkeiten zu haben. Dies ist ins-
besondere auch mit Blick auf die Her-
ausforderungen der Zukunft matchent-
scheidend, zum Beispiel bei den Kosten
des demografischen Wandels, die haupt-
sächlich zulasten der Kantone und Ge-
meinden gehen werden.

Daneben gibt es Themen, die Bund
und Kantone zusammen angehen müs-
sen. So ist es mit dem Projekt Digitale
Verwaltung Schweiz (DVS) gelungen,
ein föderalismustaugliches «Joint Ven-
ture» zwischen Bund und Kantonen zu
initiieren. Mit vereinten Kräften set-
zen sich Bund, Kantone und Gemein-
den ein, um die digitale Transforma-
tion über die drei Staatsebenen hinweg
rascher und wirkungsvoller zu machen.
Damit wird das kreative Potenzial des
Föderalismus gestärkt, ohne dass die
Autonomie der staatlichen Einheiten
eingeschränkt wird.

Für einen lebendigen Föderalismus ist
nebst der KdK auch die ch Stiftung be-
sorgt. Sie ist eine Stiftung der 26 Kan-
tone und engagiert sich aktiv für den
inneren Zusammenhalt sowie die Wei-
terentwicklung des Föderalismus.Mit der
«ch Reihe» etwa unterstützt sie seit 1974
die literarische Übersetzung und leistet
damit einen Beitrag zur Verständigung
zwischen den Sprachregionen.Dank dem
Programm «Premier Emploi» erhalten
junge Stellensuchende die Möglichkeit,
ein Berufspraktikum in einer anderen
Sprachregion der Schweiz zu absolvieren.

Auch in der gegenwärtigen Krise
kann der Föderalismus seine Stär-
ken ausspielen. Denn das föderale Sys-
tem verbindet den Bund, der nationale
Lösungen anbieten kann, mit hand-
lungsfähigen kantonalen und kommu-
nalen Strukturen. Letztere haben die
notwendige praktische Erfahrung in der
Umsetzung von Massnahmen und sind
nahe an der Bevölkerung und der Wirt-
schaft. Das stärkt wiederum das Ver-
trauen in die Behörden und die Akzep-
tanz der Massnahmen. Vor diesem Hin-
tergrund stellt das föderale System auch
in Zukunft gute Voraussetzungen für
eine effektive Krisenbewältigung bereit.

Christian Rathgeb ist Regierungspräsident
des Kantons Graubünden und Präsident der
Konferenz der Kantonsregierungen (KdK),
Pascal Broulis Waadtländer Staatsrat und
Mitglied des Leitenden Ausschusses der KdK.

Gemeinsam stark – die «Drei Eidgenossen» (1914) des Genfer Bildhauers James Vibert im Bundeshaus. ALESSANDRO DELLA VALLE / KEYSTONE

Gardewechsel
bei der FDP
Walti gibt Fraktionspräsidium ab

cn. · Der Erste, der ging, war Samuel
Lanz. Im April letzten Jahres wurde be-
kanntgegeben, dass der 36-Jährige seine
Stelle als Generalsekretär der FDP
Schweiz kündigen und als Kommunika-
tionschef zu Interpharma, dem Verband
der forschenden Pharmaunternehmen der
Schweiz, wechseln werde. Ein Jahr spä-
ter folgte der Abgang der Parteipräsiden-
tin Petra Gössi. Sie hatte gemeinsam mit
Lanz die politische Klimawende der Par-
tei eingeleitet,schaffte es aber nicht,die in
vielen Fragen gespaltene Partei zu einen.

Nach derWahl des neuen Parteipräsi-
denten, Thierry Burkart, reichte auch
Kommunikationschefin Fanny Nog-
hero ihre Kündigung ein. Am Diens-
tag hat nun auch der Bundeshaus-Frak-
tionschef Beat Walti seinen Rücktritt
bekanntgegeben.Wie die FDP mitteilte,
stellt er sein Amt im Frühling zur Ver-
fügung. Damit dürfte der Gardewechsel
bei der FDP vollzogen sein.

Intensive Debatte über Schweine und Legehennen
Der Nationalrat behandelt die Massentierhaltungsinitiative

CHRISTOF FORSTER, BERN

Die Grünen-Nationalrätin und Mit-
initiantin Meret Schneider blieb gelassen,
als sie nach ihrem Votum für das Volks-
begehren von den Landwirten der SVP
mit Fragen gelöchert wurde. Sie betonte,
dass sie nicht den Bauern die Schuld gebe
für Missstände in der Tierhaltung. Diese
bemühten sich, auf Labels umzusteigen,
ihre Produkte würden aber vom Detail-
handel nicht abgesetzt. Schneider sagt,
dass die infolge der Initiative reduzierte
Fleischproduktion nicht zwangsläufig mit
Importen aus demAusland ersetzt würde.
Die Konsumenten würden lieber zwei
Mal pro Woche Fleisch aus tiergerech-
ter Haltung essen statt zwei Mal pro Tag
Chickenwings aus Thailand.

Der Nationalrat debattierte am Diens-
tag leidenschaftlich über die Massentier-
haltungsinitiative. Eingereicht hat diese
der Verein Sentience Politics, welcher

laut eigener Umschreibung die Interes-
sen nichtmenschlicher Tiere vertritt. Die
Initiative will die Massentierhaltung ver-
bieten und die Würde der Tiere in der
Landwirtschaft in dieVerfassung aufneh-
men. Dafür sollen Anforderungen fest-
gelegt werden, die mindestens denjeni-
gen der Bio-Suisse-Richtlinien von 2018
entsprechen. Die Initiative verlangt aus-
serdem Vorschriften für den Import von
Tieren und tierischen Erzeugnissen.

Bauern aus der Reserve gelockt

Der Bundesrat lehnt die Initiative ab,
weil bereits das geltende Recht Massen-
tierhaltung verbiete.Dies gelte unabhän-
gig davon, wie viele Tiere gehalten wür-
den. Die Initiative hingegen will maxi-
maleTierbestände pro Stall festlegen mit
dem Ziel, die Zahl der Tiere pro Betrieb
zu verkleinern. In einem Gegenentwurf
will der Bundesrat zentrale Aspekte der

Initiative wie die tierfreundliche Unter-
bringung,den regelmässigenAuslauf und
die schonende Schlachtung von Nutztie-
ren aufnehmen. Er verzichtet aber auf
die Verankerung der Bio-Richtlinien
und Importregelungen.

Die Initiantin Schneider hat die Bau-
ern im Nationalrat aus der Reserve ge-
lockt, weil sie ihnen die Werbespots der
Schweizer Fleischwirtschaft unter die
Nase rieb. Darin seien Schweine mit Aus-
lauf, Kühe auf der Weide und Hühner, die
fröhlich im Stroh picken, zu sehen.Alle in
diesenWerbungen präsentierten Betriebe
entsprechen laut Schneider den Anforde-
rungen der Initiative. Doch dies zeige ein
falsches Bild, denn die konventionelle
Haltung in Grossbetrieben sei weit ent-
fernt von diesem Idyll. 27 000 Hühner
würden in konventionellen Masthallen ge-
halten, weniger als 1 Quadratmeter stehe
einem Schwein von 100 Kilogramm heute
in der Schweiz auf Betonboden zu. «Wür-

den wir unsere Golden Retriever so halten
wie Schweine, wäre der Aufschrei gross.»

Gesetz ist jetzt schon streng

Die Gegner konterten. Die Schweiz
habe das strengste Tierschutzgesetz der
ganzen Welt, sagte Markus Ritter, Mitte-
Nationalrat und Präsident des Bauern-
verbands. Sie sei das einzige Land, wel-
ches die Tierzahlen pro Betrieb bei Ge-
flügel, Schweinen und Mastkälbern be-
grenze. Das Maximum sei massiv tiefer
als in den Ländern der EU. Die Um-
setzung der Initiative würde laut Ritter
dazu führen, dass für die gleiche Pro-
duktion 1600 neue Legehennenställe
und mehr als 20 000 neue mobile Pou-
letmastställe errichtet werden müssten.

Am Mittwoch entscheidet der Rat über
den Gegenentwurf des Bundesrats und
einen Rückweisungsantrag von SP-, Grü-
nen- und GLP-Nationalräten.
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